
Privatisierung contra Allgemeinwohlinteresse 

Was die aktuelle Abweisung des Bürgerbegehrens zu Stuttgart 21 durch das Bundesverwal-

tungsgericht für den Kampf gegen Privatisierung bedeutet 

 

Ein Kommentar von Armin Kammrad vom 18.06.2016 

Trotz 35.000 Unterschriften und den Gang durch die Instanzen scheitert das Bürgerbegehren für ei-

nen Ausstieg Stuttgarts aus der Finanzierung von Stuttgart 21 am 14. Juni nun auch vor dem Bundes-

verwaltungsgericht (BVerwG 10 C 7.15) 1. Damit muss die Stadt sich weiter an einem vorrangig pri-

vatwirtschaftlich orientiertes Projekt finanziell beteiligen, was massenhaft abgelehnt wird und des-

sen Kosten gegenüber der ursprüngliche Planung immer weiter in nie geahnte Höhen steigen. 

Dies allein wäre für mich jedoch kein Grund, darauf eigens einzugehen. Scheiterte doch bisher immer 

des Volkes Wille in Stuttgart nicht nur an Landesregierung und Stadtverwaltung, sondern auch an 

Justitia. Bemerkenswert ist allerdings die vom BVerwG in seiner jetzigen Entscheidung vertretene 

Rechtsauffassung zum Verhältnis von privatisierten Infrastrukturunternehmen und Allgemeinwohlin-

teresse. Schließlich ist aktuell wieder ein neues Privatisierungsprojekt auf der regierungsamtlichen 
Agenda, nämlich die Privatisierung von Autobahn und Fernstraßen 2. Denn es spielt schon eine ent-

scheidende Rolle, ob eine neoliberale, auf Ausverkauf staatlicher Unternehmen, orientierte Politik 

immer weiter das Prinzip der Privatisierung von Gewinne und Sozialisierung von Verlusten betreiben 

kann, oder ob es hier verfassungsrechtliche Grenzen gibt. Dass BVerwG verneint dies nun. Christofer 

Lenz , u.a. Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmer, 

der ebenfalls das Urteil kommentierte, weist deshalb daraufhin, dass das BVerwG die Angelegenheit 

von einer rechtlichen nun wieder "zu einer politischen Frage gemacht" hat, "die von den demokra-

tisch gewählten Volksvertretungen mit Mehrheit entschieden werden kann" 
3
. Allerdings haben die 

Volksvertreter bereits angekündigt, wie es mit der Privatisierung weiter gehen soll: Wie bereits 1993 

bei der Privatisierung der Eisenbahn wieder mit einer Grundgesetzänderung nun zugunsten einer 
Privatisierung der Fernstraßen. Und wie schon bei der Privatisierung von Eisenbahn, Telekommunika-

tion usw., wird wieder das Märchen von der Ausgabenreduzierung durch Privatisierung bemüht. 

Was der 10. Senat des BVerwG im Falle von Stuttgart 21 vertritt, werden sowohl die Privatisierungs-

fanatiker in Bund und Länder als auch die gierig auf noch mehr staatliches Eigentum schielenden 

Wirtschaftsbosse mit großem Wohlbehagen aufgenommen haben. Die entscheidende Aussage des 

Gerichts lautet nämlich: "Der Bau von Schienenwegen und damit zusammenhängend von Bahnhöfen 

ist seit der Privatisierung der Eisenbahnen des Bundes nicht mehr Verwaltungsaufgabe des Bundes, 

sondern obliegt nach Art. 87e Abs 3 GG den privatisierten Eisenbahninfrastrukturunternehmen aus-

drücklich als Wirtschaftsunternehmen. Der Bund nimmt die ihm nach Art. 87e Abs.4 GG verbleibende 

Gewährleistungsverantwortung für den Schienenbau durch Maßnahmen der Finanzierung, der Steue-

rung und Beaufsichtigung dieser Unternehmen wahr" 
4. Mit dem Bund ist somit auch jeder demokra-

tische Einfluss bei der Verwaltung außen vor. Und was die Finanzierung - und damit verbundenen 

permanent steigenden Kosten betrifft -, hängt dies natürlich von Verträgen ab, die in der Regel - we-

gen des angeblich auch die Volksvertreter verpflichtenden Schutz von Geschäftsgeheimnissen - nicht 

öffentlich sind. Fazit: Solche Verträge dürften gar nicht erst unterzeichnet werden und von kapital-

freundlichen Volksvertretern keine weitere Grundgesetzänderung zugunsten "verfassungskonfor-

mer" Privatisierung beschlossen werden, wie nun bei der geplanten Privatisierung der Fernstraßen. 

Trotzdem ist hier das BVerwG alles andere als unschuldiger Rechtssprecher.  

Die Initiatoren des Volksbegehrens gegen eine weitere Finanzierung von Stuttgart 21 beriefen sich in 
ihrer Klagebegründung auf das, durch Art. 104a GG verfassungsrechtlich festgelegte, Verbot einer 

Mischfinanzierung durch Bund und Länder. Dazu vertrat der Verfassungsrechtler Hans Mayer bereits 

2011, dass deshalb die Finanzierungsverträge zu Stuttgart 21 verfassungsrechtlich unwirksam seien 5. 

Diesen Einwand kontert das BVerwG nun jedoch mit der Behauptung, dass der Klagegegenstand gar 

nicht an Art. 104a GG zumessen sei, weil der Bund wegen der Privatisierung außen vor sei, obwohl 
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real eine Mischfanzierung, inkl. Länder, Bund und Gemeinde, besteht. Es sei ausschließlich Art. 87e 

GG - der Bahn-Privatierungsartikel - verfassungsrechtlich maßgeblich, wodurch nun doch eine Misch-

finanzierung möglich wird, obwohl Art. 104a GG diese gerade untersagt. Und was soll diesen frag-

würdigen verfassungsrechtlichen Kunstgriff des BVerwG rechtfertigen? Dass es sich um Privatunter-

nehmen handeln, die - wie in der Literatur bereits länger vertreten 6 - ausschließlich dem Ge-

winnstreben verpflichtet sein dürfen und dessen realer Nutzen für das Allgemeinwohl einzig neolibe-

raler Ideologie kein Geheimnis ist. 

Allerdings verspricht Art. 87e Abs.4 GG: "Der Bund gewährleistet, dass dem Wohl der Allgemeinheit, 

insbesondere den Verkehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des Schienenetzes der Eisenbahn 

des Bundes sowie bei deren Verkehrsangeboten auf diesem Schienennetz, (...) Rechnung getragen 

wird". Wie Christofer Lenz richtig erkennt, wird durch das BVerwG nun die "Rolle des Bundes (...) auf 

eine ergänzende Gewährleistungsverantwortung zurückgesetzt" 
7
, vor allem auf eine Finanzierung 

aus Steuergelder zur Gewinnmaximierung und Verlustminimierung der privaten Infrastrukturunter-

nehmen. Das Verkehrsbedürfnis der Allgemeinheit fällt unter dem Tisch, obwohl so etwas wörtlich 

im Artikel steht (diese inhaltliche Reduzierung hat allerdings das BVerwG nicht erfunden, sondern 

gehört schon länger zum "juristischen Expertenwissen"). 

Natürlich lässt sich die Frage aufwerfen, in wiefern die Rückdrängung der Interessen der Allgemein-

heit zugunsten von Privatisierungen mit dem Grundgesetz als Ganzes überhaupt im Einklang steht. 

Schließlich stammen alle Änderungen des Grundgesetzes zugunsten von Privatisierung aus der Zeit 
der regierungsamtlichen Umsetzung und Durchsetzung einer neoliberalen Wirtschaftspolitik (wie nun 

auch die sog. "Schuldenbremse"). Doch ist dies die falsche Fragestellung, weil es sich hierbei vor al-

lem um ein politisches und kein verfassungsrechtliches Problem handelt. Denn ist eine wirtschaftspo-

litisch liberal orientierte Politik legal an der Macht, kann sie - mit Ausnahme der sog. "Ewigkeitsga-

rantien" von Art. 79 Abs.3 GG - das Grundgesetz ändern, sofern eine dafür erforderliche Zwei-Drittel-

Mehrheit dies beschließt. Ferner bedeuten solche neoliberal orientierte gesetzgeberische Mehrhei-

ten, dass von "Opposition" eigentlich nur noch im Sinne einer außerparlamentarischen Opposition 

gegen neoliberale Rechtsanpassung gesprochen werden kann, kann doch die im Bundestag vertre-

tende Opposition bei solch erdrückender Mehrheit nichts mehr "legal" verhindern. Bestenfalls mil-

dert die speziell in der BRD geltende Gewaltenteilung zwischen Bund und Ländern etwas die Macht-
verhältnisse, muss doch auch der Bundesrat mit Zwei-Drittel-Mehrheit einer Grundgesetzänderung 

zustimmen. 

Wie wichtig mittlerweile eine außerparlamentarische Opposition geworden ist, machte jüngst auch - 

wenn auch ungewollt - das Bundesverfassungsgericht mit seiner Feststellung deutlich, dass das 

Grundgesetz kein Gebot zur Schaffung spezifischer Oppositionsfraktionsrechte enthält (BVerfGE 2 

BvE 4/14 v. 03.05.2016). Hintergrund für diese Feststellung war, dass bei den gegenwärtigen politi-

schen Machtverhältnisse im Bundestag keine Wahrnehmung der verfassungsrechtlich verankerten 

Oppositionsrechte (u.a. die Durchsetzung einer abstrakten Normenkontrolle, Klagen vor dem EuGH 

wegen Verletzung des Subsidiaritätsprinzips und die Einsetzung eines parlamentarischen Untersu-

chungsausschusses) möglich sei. Mit Ausnahme von Organstreitigkeiten lehnte das BVerfG solche 
Änderungen zur Stärkung von Oppositionsrechte jedoch ebenso ab, wie die Koalition von SPD, CDU 

und CSU im Bundestag. Anders wie das BVerwG mit seiner "verfassungsrechtlichen Kreativität" be-

züglich Privatisierung, argumentiert das BVerfG jedoch eher dogmatisch: "Das Grundgesetz begrün-

det weder explizit spezifische Oppositions(fraktions)rechte, noch lässt sich ein Gebot der Schaffung 

solcher Rechte aus dem Grundgesetz ableiten. (...) Zwar enthält das Grundgesetz einen durch die 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts konkretisierten allgemeinen verfassungsrechtlichen 

Grundsatz effektiver Opposition. Dieser Grundsatz umfasst jedoch kein Gebot spezifischer Oppositi-

onsfraktionsrechte" 8. Auch wenn sich das BVerfG mit seiner Haltung u.a. explizit auch auf den "Er-

fahrungs- und Erwartungshorizont des Verfassungsgebers von 1949" beruft, bleibt doch fraglich, ob 

dieser Bankrott des pluralistischen Ideals der Damen und Herren des Parlamentarischen Rates wirk-
lich das war, was sie wollten. Immerhin war das BVerfG bisher auch nicht gerade kreativ, bei dem 
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Problem, das bereits vom Verfassungskonvent auf Herrenchiemsee bewusst offen gelassen wurde, 

weil die Zukunft es lösen sollte - den sozialen Grundrechten. 

Natürlich lässt sich die Haltung des BVerfG zu parlamentarische Oppositionsrechte auch so interpre-

tieren, dass niemand das demokratische Verfassungsrecht gegenüber der Macht des profitorientier-

ten Kapitals überschätzen sollte. Auf die Gefahr der Umdeutung und gar Vernichtung scheinbar gesi-

cherter verfassungsrechtlicher Rechte verwies bereits der Politologe und Jurist Wolfgang Abendroth 

(1906-1985) 9. Abendroth war auch klar, wer einzig die Hauptkraft für eine Durchsetzung und Vertei-

digung von Demokratie und Sozialstaat sein kann: Die Arbeiterbewegung. Dies bedeutet für die Ge-

werkschaften politischer zu werden. Statements zu politischen Entscheidung sind zwar wichtig, aber 
es geht auch um Machtverhältnisse, d.h. um die Frage, wie außerparlamentarisch gegen die Interes-

sen der Mehrheit der Bevölkerung und dem Allgemeinwohl gerichtete Verfassungsänderungen er-

folgreich verhindert werden können. 

Am Beispiel des Ausverkaufs von Staatseigentum an Privat und der damit verbundenen Sozialisierung 

von Kosten und Verlusten, rechtlich abgesichert durch Änderungen des Grundgesetzes, lässt sich 

deutlich ablesen, dass tarifliche Auseinandersetzungen allein zu kurz greifen. Da der neoliberal orien-

tierter Gesetzgeber die Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit ins Rechtliche verlagert, 

ergibt sich die Legitimität - wenn nicht sogar Legalität - politischer Streiks, genau aus diesem Vor-

gang. Selbst das beliebte Argument, dass Streiks unbedingt zu vertraglichen Vereinbarungen führen 

müssen, ist mit verfassungsrechtlichen Argumenten angreifbar. Denn dazu müsste der Gesetzgeber 
sich neutral verhalten, was er jedoch in seinem Privatisierungswahn nicht macht. Er steht hier auf 

Seiten des Kapitals bzw. der "Arbeitgeber" - wie übrigens auch mit seinen Eingriffen ins Streikrecht. 

Auch wenn nicht üblich, lässt sich solche Parteilichkeit des Gesetzgebers durchaus als rechtswidriger 

Eingriff in die Tarifautonomie nach Art. 9 GG interpretieren. Was macht das BVerwG im Falle von 

Stuttgart 21 anders, als eine ausschließlich auf private Gewinnerzielung ausgelegte Verfassungsinter-

pretation vorzulegen? Bezüglich politischer Streiks sollten sich die Gewerkschaften hieran ein Beispiel 

nehmen und ebenfalls kreativ werden. Widerspricht die Privatisierung nicht der Sozialverpflichtung 

des Eigentum nach Art. 14 Abs.2 GG? Dieser Artikel im Grundgesetz harrt übrigens immer noch sei-

ner, der Auseinandersetzung zwischen Privat- und Allgemeinwohl, angemessenen verfassungsrechtli-

chen Auslegung. Dass möglichst ungebremstes privates Gewinnstreben optimal für das Allgemein-
wohl sei, ist zwar keine Frage des Rechts, sondern pure Ideologie. Allerdings spricht nichts gegen ein 

Rechtsverständnis, was soziale Interessen in den Mittelpunkt stellt.  
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